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 D as EU-Recht fordert in Sektoren, die nicht unter das EU-Emissionshan-
delssystem fallen, eine Verringerung der 
deutschen Treibhausgasemissionen um 
14 % zwischen 2005 und 2020. Davon be-
troffen sind Wirtschaftszweige wie Ver-
kehr, Gebäude, Landwirtschaft und Ab-
fall. Diese sind immerhin für rund 50 % 
der deutschen Gesamtemissionen ver-
antwortlich.
Die Umsetzung dieses Ziels beinhal-
tet jährliche Emissionszuweisungen für 
2013 bis 2020 (vgl. Abbildung 1), um die 
Zielerreichung sicherzustellen und die 
Anwendung von Flexibilitätsmechanis-
men zu ermöglichen. 2013 bis 2015 blie-
ben die deutschen Emissionen unter den 
erlaubten Grenzen. Dies scheint sich je-
doch zu ändern. Während EU-weit das 
2020-Ziel erreicht werden wird, deutet 
der Projektionsbericht Deutschlands von 
2017 darauf hin, dass das 2020 Ziel für 
Deutschland bei der gegenwärtigen Po-
litik um 3,3 % verfehlt wird.
Ein wichtiger Treiber ist der Verkehrs-
sektor. Dem Projektionsbericht zufolge 
werden hier die Emissionen bei der ge-
genwärtigen Politik zwischen 2005 und 
2020 relativ begrenzt voraussichtlich um 
1 % sinken, weit weniger als in anderen 
Sektoren.
Wenn sich diese Trends bestätigen, 
muss Deutschland für die Erfüllung der 
europäischen Verpflichtungen bis 2020 
auf Flexibilitätsmechanismen zurück-
greifen: zum Beispiel den Übertrag der 
bisher erzielten Überschüsse und den 
Ankauf von Emissionszuweisungen an-
derer EU-Mitgliedsstaaten.
Inzwischen ist die Europäische Ge-
setzgebung aber schon weiter. Kürzlich 
wurden die EU-Klimaschutzgesetze für 
die Jahre 2021–30 beschlossen. Diese 
regeln, wie das EU-Klimaziel für 2030 
von 40 % Emissionsminderungen im 
Vergleich zu 1990 umgesetzt wird. Für 
Deutschland legt dies für Sektoren, die 
nicht unter das EU-Emissionshandels-
system fallen, ein Ziel von 38 % weniger 
Emissionen als in 2005 fest. Vergleicht 
man dies mit den aktuellen deutschen 
Emissionsprojektionen, so ist eine er-
hebliche Lücke zu schließen, die weit 
grösser als die Lücke bis 2020 ist (vgl. Ab-
bildung 1). Wie bisher werden jährliche 
verbindliche Emissionsminderungsziele 
2021 bis 2030 gesetzt, wobei der Beginn 
der Trajektorie von den realen Emissi-
onen 2016 bis 2018 abhängen wird. Et-
waige Überschüsse aus der Periode 2013 
bis 2020 können nicht übertragen wer-
den. Aber es bestehen weiterhin Flexibi-
litätsmechanismen, die eine kosteneffi-
ziente Zielerreichung ermöglichen.
In erster Linie ist es an den Mitglied-
staaten, darüber zu entscheiden, mit wel-
chen Maßnahmen das Ziel für 2030 er-
reicht werden kann. Integrierte nationa-
 le Energie und Klimapläne, für die das 
EU-Gesetzgebungsverfahren kurz vor 
dem Abschluss steht, können hierfür ein 
wichtiges Instrument sein. Spezifische 
europäische Politiken wie CO2-Standards 
für Fahrzeuge können ebenfalls dazu bei-
tragen, es wird interessant sein zu sehen, 
welche Position Deutschland zu den da-
für von der Kommission vorgelegten Ge-
setzesvorschlägen einnimmt.
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Die klimapolitische Diskussion ist auf das deutsche Ziel aus-
gerichtet, die Emissionen bis 2020 um 40 % gegenüber 1990 zu 
 reduzieren. Es gibt aber noch weitere, rechtlich verbindliche, 
 Klimaziele für 2020 und seit Kurzem auch für 2030, auf die sich 
ein näherer Blick lohnt. Von Jan Nill
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Abbildung 1: Emissionstrends und verbindliche Klimaziele   (Quelle: Autor, mit Daten aus Europäische 
  Umweltagentur [2017]: Trends and Projections in Europe 2017)
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